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Verordnung
über den Urlaub der bayerischen Beamten
und Richter (Urlaubsverordnung — UrlV)

Vom 29. April 1963
Auf G rund von Art. 88 Nr. 3, Art. 99 und Art. 213 

des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) in der 
Fassung vom 30. Oktober 1962 (GVB1. S. 291) erläßt 
die Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

I. G e l t u n g s b e r e i c h
§1

(1) Diese Verordnung gilt für die Beamten und 
D ienstanfänger des Staates, der Gemeinden, der 
G em eindeverbände und der sonstigen un ter der 
Aufsicht des Staates stehenden Körperschaften, A n­
sta lten  und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Auf 
die Dienstanfänger sind, soweit nichts besonderes 
bestim m t ist, die für die Beam ten geltenden Vor­
schriften anzuwenden.

(2) F ü r Richter gelten die Vorschriften dieser Ver­
ordnung entsprechend.

II. E r h o l u n g s u r l a u b
§2

Die Beamten erhalten in jedem K alenderjahr E r­
holungsurlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge.

§3
Der Erholungsurlaub ist so zu gewähren, daß die 

ordnungsm äßige Erledigung der Dienstgeschäfte ge­
w ährle iste t ist und Stellvertretungskosten, wenn 
möglich, vermieden werden.

§4
(1) Der Erholungsurlaub beträgt in
Ur- Besol-

laubs- dungs-
klasse gruppe

Altersabt. t Altersabt. 2
bis zum voll- bis zum voll­
endeten 30. endeten
Lebensjahr 40. Lebensjahr

Altersabt. 3 
Uber 

40 Jahre

A A 1— A6 16
B A 7 — A 10 18
C A 10a — A 14 22
D A 15 und

darüber 25
W erktage jährlich.

22 27
24 30
27 32

32 36

(2) F ür Beamte auf W iderruf im Vorbereitungs­
d ienst und Dienstanfänger ist die Eingangsgruppe 
ih re r Laufbahn maßgebend.

(3) Der Erholungsurlaub der Beamten, die zu Be­
ginn des K alenderjahres noch nicht 18 Jah re  alt 
sind, beträgt einheitlich 24 Werktage.

(4) Bei den Lehrern an öffentlichen Schulen ist 
der E rholungsurlaub einschließlich eines Zusatz­
u rlaubs durch die Schulferien abgegolten. Bleiben 
infolge dienstlicher Inanspruchnahm e in den Schul­
ferien  die dienstfreien Ferientage hin ter der Zahl

der zustehenden U rlaubstage zurück, so ist insow eit 
Erholungsurlaub außerhalb der Schulferien zu ge­
währen. Satz 2 gilt nach Maßgabe des § 11 bei einer 
Erkrankung w ährend der Schulferien entsprechend.

§5
Maßgebend für die U rlaubsdauer sind die Besol­

dungsgruppe. die der Beamte im Lauf des Jah res  
erreicht, und das Lebensjahr, das der Beam te im  
Lauf des Jahres vollendet. § 4 Abs. 3 bleibt unbe­
rührt.

§ 6
(1) Beamte, deren Tätigkeit ihrer Art nach von 

der obersten Dienstbehörde als gesundheitsschäd­
lich oder gesundheitsgefährdend anerkannt ist, e r­
halten einen Erholungsurlaub von m indestens 24 
Werktagen.

(2) Beamte, die 1. überwiegend
a) in der Tuberkulosen fürsorge tätig sind oder
b) m it infektiösem M aterial arbeiten oder
c) ansteckend K ranke ärztlich oder pflegerisch be­

treuen oder
d) dem Einfluß ionisierender Strahlen oder von Neu­

tronen ausgesetzt sind oder
2. als Ärzte und Pfleger in H eil- 

und Pflegeanstalten tätig sind, 
erhalten einen Zusatzurlaub von 4 W erktagen. Der 
Zusatzurlaub wird, auch wenn m ehrere der in Satz 1 
genannten Gründe Zusammentreffen, nur einm al ge­
w ährt. Als überwiegend ist eine Beschäftigung an ­
zusehen, die in den letzten sechs Monaten vor dem 
U rlaubsantritt m ehr als die Hälfte der gesam ten 
Arbeitszeit ausmacht.

(3) Der M indesturlaub nach Absatz 1 entfällt, 
wenn nach Absatz 2 ein Zusatzurlaub zu gew ähren 
ist und dieser zusammen m it dem nach § 4 zuste­
henden Erholungsurlaub die Dauer des M indest­
urlaubs erreicht oder übersteigt.

§7
Beamte, die nicht nur vorübergehend um w enig­

stens 50 vom H undert in ihrer Erw erbsfähigkeit ge­
m indert sind, erhalten  einen Zusatzurlaub von 6 
Werktagen.

§ 8
Beamte, die auf Veranlassung ihres D ienstvorge­

setzten aus dienstlichen G ründen ihren vollen E r­
holungsurlaub in der Zeit vom 1. November bis 
31. März nehmen, erhalten  einen Zusatzurlaub von 
3 W erktagen. Wird dabei ein Teil des U rlaubs auf 
das folgende K alenderjahr übertragen (§ 12 Abs. 2), 
so w ird der Zusatzurlaub insoweit nur einm al ge­
w ährt.

§9
(1) W erktage im Sinn dieser Verordnung sind alle 

Kalendertage, die nicht Sonntage oder gesetzliche 
Feiertage sind.

(2) Ist die Arbeitszeit so eingeteilt, daß regel­
mäßig einzelne W erktage dienstfrei sind, so w erden
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diese Tage auf die gesam te Urlaubsdauer anteilig 
angerechnet.

§10
(1) Erholungsurlaub steht einem Beam ten erst, 

sechs M onate nach der Einstellung zu (Wartezeit). 
S tand  ein Beam ter unm ittelbar vor der Einstellung 
im  öffentlichen Dienst, so ist die in diesem Beschäf­
tigungsverhältnis zurückgelegte Zeit auf die W arte­
zeit anzurechnen. Bei jugendlichen Beamten (§ 4 
Abs. 3) verkürzt sich die W artezeit auf drei Monate.

(2) Erholungsurlaub kann vor Ablauf der W arte­
zeit gew ährt werden, wenn besondere Gründe dies 
erfordern.

(3) Beginnt das Beam tenverhältnis im Lauf des 
Jah res, so steht dem  Beamten für jeden vollen 
Dienstm onat ein Zwölftel des Jahresurlaubs zu. 
Jugendlichen Beam ten (§ 4 Abs. 3) steht von sechs 
vollen Dienstmonaten an der volle Jahresurlaub zu.

(4) H at der Beam te im laufenden Jah r bereits 
bei einer anderen Dienststelle des öffentlichen Dien­
stes Erholungsurlaub erhalten, so ist dieser auf den 
zu gewährenden Erholungsurlaub anzurechnen.

§ U
(1) Wird ein Beam ter w ährend seines Erholungs­

urlaubs durch K rankheit dienstunfähig und zeigt 
e r  dies unverzüglich an, so wird ihm die Zeit der 
D ienstunfähigkeit nicht auf den Erholungsurlaub 
angerechnet. Die D ienstunfähigkeit ist durch ein 
ärztliches Zeugnis nachzuweisen. Auf Anordnung 
des Dienstvorgesetzten ist ein amtsärztliches Zeug­
nis beizubringen.

(2) Zur Verlängerung des Erholungsurlaubs bedarf 
es einer neuen Genehmigung.

§12
(1) Der Erholungsurlaub ist auf Wunsch geteilt 

zu gewähren, jedoch ist im allgemeinen die Teilung 
in  m ehr als zwei Abschnitte zu vermeiden.

(2) Der Beamte soll den ihm zustehenden Erho­
lungsurlaub im laufenden K alenderjahr möglichst 
voll ausnützen. Ist dies aus dienstlichen oder zwin­
genden persönlichen G ründen nicht möglich, so kann 
d er U rlaub auf A ntrag innerhalb der nächsten drei 
M onate des folgenden K alenderjahres eingebracht 
w erden. In besonderen Einzelfällen kann diese Frist 
m it Zustimmung der obersten Dienstbehörde bis 
zum  30. Juni verlängert werden.

(3) Jugendlichen Beam ten (§ 4 Abs. 3) soll der 
Erholungsurlaub zusammenhängend, Berufsschülern 
in  der Zeit der Berufsschulferien, gew ährt werden. 
Soweit der Urlaub nicht in den Berufsschulferien 
gegeben wird, ist fü r jeden Berufsschultag, an dem 
die Unterrichtszeit einschließlich der Pausen m inde­
stens sechs Stunden beträgt, ein w eiterer U rlaubs­
tag zu gewähren. Absatz 2 Satz 3 ist nicht anzu­
wenden.

(4) Erholungsurlaub, der nicht bis zum Ende des 
K alenderjahres oder bei Übertragung auf das 
nächste Ja h r nicht innerhalb der in Absatz 2 be­
stim m ten F rist eingebracht ist, verfällt.

(5) L äuft die W artezeit (§ 10) erst im Lauf des 
folgenden K alenderjahres ab, so verfällt der Erho­
lungsurlaub erst am Ende dieses Jahres.

III. U r l a u b  a u s  a n d e r e n  A n l ä s s e n
§13

In  besonderen Fällen (Familienereignisse, Teil­
nahm e an kirchlichen V eranstaltungen oder Veran­
staltungen von Gewerkschaften und Berufsverbän­
den oder dergl.) kann der Dienstvorgesetzte den er­
forderlichen U rlaub ohne Anrechnung auf den E r­
holungsurlaub un ter Fortzahlung der Dienstbezüge 
gew ähren. Übersteigt der aus solchen Anlässen be­
w illigte U rlaub in einem K alenderjahr 6 Werktage, 
so w ird die weitere Zeit auf den Erholungsurlaub 
des gleichen Jahres und, soweit der Beamte diesen 
U rlaub bereits genommen hat, auf den Erholungs­
u rlaub  des folgenden Jah res  angerechnet. Aus­
nahm sweise kann m it Zustim mung der obersten 
Dienstbehörde von der Anrechnung der weiteren 
Zeit, höchstens jedoch von 6 weiteren Werktagen, 
abgesehen werden.

§14
(1) Einem Beamten, der sich um einen Sitz im 

Bundestag oder Landtag bew irbt, ist der zur Vor­
bereitung der W ahl erforderliche U rlaub un ter F ort­
zahlung der Dienstbezüge zu gewähren.

(2) F ü r Richter gilt § 36 Abs. 1 des Deutschen 
Richtergesetzes.

§ 15
(1) Dem Beam ten ist der zu einer Tätigkeit als 

Mitglied einer kom m unalen V ertretung notwendige 
U rlaub un ter Fortzahlung der Dienstbezüge zu ge­
währen, soweit es sich um  die Teilnahm e an regel­
mäßig w iederkehrenden Sitzungen handelt, in denen 
er Sitz und Stimme hat.

(2) Zur A usübung anderer ehrenam tlicher Tätig­
keiten im öffentlichen Leben kann dem Beam ten, 
soweit die Angelegenheiten nicht außerhalb der A r­
beitszeit, gegebenenfalls nach deren Verlegung, e r­
ledigt w erden können, der erforderliche U rlaub 
un ter Fortzahlung der Dienstbezüge gew ährt w er­
den. In jedem  Fall muß die ordnungsmäßige E r­
ledigung der Dienstgeschäfte gew ährleistet sein. 
Wenn der Beam te wegen der ehrenam tlichen B etä­
tigung regelmäßig m ehr als 5 S tunden wöchentlich 
dem Dienst fernbleiben muß, kann ihm, abgesehen 
von Absatz 3, U rlaub nu r gemäß § 16 gew ährt 
werden.

(3) W ird ein Beam ter zum ehrenam tlichen kom­
m unalen W ahlbeam ten gewählt, so kann ihm der 
zur Ausübung des Ehrenam tes erforderliche U rlaub 
auch in der Weise gew ährt werden, daß er über den 
ihm nach Absatz 1 zustehenden U rlaub hinaus bis 
zu einem D rittel der regelmäßigen A rbeitszeit dem 
Dienst fernbleiben darf. In diesem Fall w erden die 
Dienstbezüge um  den Teil gekürzt, der dem Ver­
hältnis der U rlaubsdauer zu der regelmäßigen A r­
beitszeit entspricht; § 16 Abs. 3 Satz 3 gilt entspre­
chend. Übersteigt die Zeit, in der einem Beamten 
U rlaub nach Satz 1 gew ährt ist, sechs Monate im 
K alenderjahr, so wird auch der Erholungsurlaub an­
teilig gekürzt.

§16
(1) F ür besondere Zwecke kann der Beamte bis 

zur Dauer von sechs Monaten aus dem Amt beur­
laubt w erden (Sonderurlaub, z. B. fü r S tudienauf­
enthalt im Ausland oder dergl.). Ausnahmsweise 
kann m it Zustim mung der obersten Dienstbehörde 
Sonderurlaub auch für längere Dauer gew ährt w er­
den.

(2) D auert der Sonderurlaub länger als einen 
Monat, so w ird fü r jeden Monat Sonderurlaub der 
Erholungsurlaub um ein Zwölftel gekürzt.

(3) Sonderurlaub w ird un ter Fortfall der Dienst­
bezüge gewährt. Bei einem Urlaub, der auch dienst­
lichen Interessen dient, können dem Beam ten die 
Dienstbezüge bis zur Dauer von sechs Monaten, 
für die sechs Wochen überschreitende Zeit jedoch 
nu r bis zur halben Höhe, belassen werden. Die 
oberste Dienstbehörde kann, bei Beamten des S taa­
tes m it Zustim mung des S taatsm inisterium s der 
Finanzen, bei Beam ten der Gemeinden, der Ge­
m eindeverbände und der sonstigen un ter der A uf­
sicht des S taates stehenden Körperschaften, A nstal­
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts m it Zu­
stimmung der obersten Aufsichtsbehörde oder der 
von ihr bestim m ten Behörde, Ausnahmen zulassen.

§ 17
U rlaub fü r eine Heilkur, deren Notwendigkeit 

durch ein am tsärztliches Zeugnis nachgewiesen ist, 
w ird auf den Erholungsurlaub nicht angerechnet. 
Das gleiche gilt bei einem U rlaub zur D urchführung 
einer nach dem Bundesversorgungsgesetz versor­
gungsärztlich verordneten Badekur oder einer von 
den Entschädigungsorganen im Rahmen eines Heil­
verfahrens bewilligten K ur nach dem Bundesent­
schädigungsgesetz.

§18
Sonstige Rechtsvorschriften, nach denen einem 

Beam ten U rlaub aus anderen Anlässen zu gewäh­
ren ist, bleiben unberührt.
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§19
(1) Eines U rlaubs bedarf der Beam te nicht, wenn 

e r  wegen K rankheit dienstunfähig ist. Er hat je ­
doch die E rkrankung und deren voraussichtliche 
Dauer dem Dienstvorgesetzten spätestens am fol­
genden Tag anzuzeigen. Tn gleicher Weise ist die 
Beendigung der K rankheit anzuzeigen.

(2) Dauert die D ienstunfähigkeit länger als drei
Tage, so hat der Beamte spätestens am vierten 
Tage, auf Verlangen des Dienstvorgesetzten auch 
früher, ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. Auf An­
ordnung des Dienstvorgesetzten ist ein am tsärzt­
liches Zeugnis beizubringen. -

(3) Will der Beam te w ährend seiner K rankheit 
seinen Wohnort verlassen, so hat er dies vorher 
seinem Dienstvorgesetzten anzuzeigen und seinen 
A ufenthaltsort anzugeben.

IV. G e m e i n s a m e  u n d  S c h l u ß v o r s c h r i f t e n  
-  §2 0

(1) Der Beamte hat den U rlaub rechtzeitig zu 
beantragen.

(2) F ür die Erteilung des Urlaubs ist der Dienst­
vorgesetzte zuständig. Behördenleitern w ird der U r­
laub von der Vorgesetzten Dienststelle erteilt. Die 
oberste Dienstbehörde bestimmt, ob und fü r welche 
Zeit der Leiter einer Behörde sich selbst beurlauben 
kann.

(3) Auf Anordnung des Dienstvorgesetzten hat der 
Beam te dafür zu sorgen, daß ihm w ährend des Ur­
laubs Mitteilungen seiner Dienstbehörde jederzeit 
zugeleitet werden können.

§21
(1) Die Genehmigung des Urlaubs kann ausnahm s­

weise w iderrufen werden, wenn bei Abwesenheit 
des Beamten die ordnungsmäßige Erledigung der 
Dienstgeschäfte nicht m ehr gew ährleistet wäre. 
M ehraufwendungen, die dem Beamten durch den 
W iderruf entstehen, werden nach den Bestim m un­
gen des Reisekostenrechts ersetzt.

(2) Die Genehmigung eines Urlaubs aus anderen 
Anlässen ist zu widerrufen, wenn der Beamte den 
U rlaub zu einem anderen als dem bewilligten Zweck 
verwendet. In diesem Fall ist der Urlaub auf den 
Erholungsurlaub des gleichen Jahres und, soweit der 
Beam te diesen Urlaub bereits genommen hat, auf 
den Erholungsurlaub des folgenden Jahres anzu­
rechnen. Absatz 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden.

(3) Wünscht der Beamte aus wichtigen Gründen 
seinen Urlaub hinauszuschieben oder abzubrechen, 
so kann dem Wunsch entsprochen werden, wenn dies 
m it den Erfordernissen des Dienstes vereinbar ist.

§ 22
(1) Diese Verordnung tr itt  mit W irkung vom 

1. Januar 1963 in K raft; § 4 Abs. 1 und § 17 treten 
bereits m it W irkung vom 1. April 1962 in Kraft.

(2) Die Verordnung über die Erteilung von Urlaub 
an  die Beamten, B eam tenanw ärter und Verwal­
tungslehrlinge des Bayerischen Staates, der baye­
rischen Gemeinden, der bayerischen Gemeindever­
bände und der sonstigen der Aufsicht des Baye­
rischen Staates unterliegenden Körperschaften, An­
sta lten  und Stiftungen des öffentlichen Rechts (Ur­
laubsverordnung) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 20. Jun i 1959 (GVB1. S. 183, ber. 
GVB1. 1960 S. 30) wird aufgehoben.

(3) H atte ein Beam ter den Erholungsurlaub, der 
ihm  nach der in Absatz 2 genannten Verordnung im 
U rlaubsjahr 1962/63 (1. April bis 31. März) zustand, 
am 1. Januar 1963 noch nicht eingebracht, so kann 
der Urlaub noch bis zum 30. Jun i 1963 genommen 
werden. In besonderen Einzelfällen kann diese F rist 
m it Zustim mung der obersten D ienstbehörde bis zum 
30. September 1963 verlängert werden.

München, den 29. April 1963

Der Bayerische Ministerpräsident
G o p p e l

Verordnung
zur Änderung der Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung für den höheren Justiz- und 
Verwaltungsdienst (JuVAPO) und der Durch­
führungsbestimmungen zur Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den höheren Justiz- 

und Verwaltungsdienst (DBJuVAPO)
Vom 26. März 1963

Auf Grund des Art. 19 Abs. 2, des Art. 115 Abs. 2 
Satz 2 zweiter Halbsatz und des Art. 117 A bs.l des 
Bayerischen Beamtengesetzes in der Fassung vom 
30. Oktober 1962 (GVB1. S. 291) erlassen 
das Bayerische S taatsm inisterium  der Justiz, 
das Bayerische S taatsm inisterium  der Finanzen, 
das Bayerische S taatsm inisterium  des Innern, 
das Bayerische S taatsm inisterium  fü r Unterricht 

und K ultus und
das Bayerische S taatsm inisterium  für Arbeit und 

soziale Fürsorge
im Einvernehmen m it dem Bayerischen Landesper­
sonalausschuß folgende Verordnung:

§ 1
Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 

höheren Justiz- und Verwaltungsdienst vom 21. Juni 
1957 (GVB1. S. 213), geändert durch Verordnung vom 
7. August 1962 (GVB1. S. 221), w ird wie folgt ge­
ändert :
1. § 55 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Die Prüfungsgebühr (§ 43) beträgt 120,— DM.“
2. § 55 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Prüfungsgebühr beträgt 120,— DM.“
§ 2

Die D urchführungsbestim m ungen zur Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für den höheren Justiz- und 
Verwaltungsdienst vom 21. Jun i 1957 (GVB1. S. 223). 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. August 
1962 (GVB1. S. 221), w erden wie folgt geändert:
1. Nr. 12 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Prüfungsgebühr beträgt 120,— DM.“
2. Nr. 45 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Prüfungsgebühr beträgt, unbeschadet der 
Bestimmung des § 55 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 4 
Satz 2 JuVAPO, 220,— DM.“

§ 3
Diese Verordnung tr itt  am 1. Ju li 1963 in K raft._ 

München, den 26. März 1963
Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. Hans E h a r  d , S taatsm inister 
Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

R. E b e r h a r d ,  S taatsm inister 
Bayerisches Staatsministerium des Innern 

J u n k e r ,  Staatsm inister 
Bayerisches Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus 
M a u n z , Staatsm inister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und soziale Fürsorge 

Paul S t r e n k e r t ,  Staatsm inister

Verordnung
zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Umzugskostenvergütung der 

Beamten 
Vom 29. März 1963

Auf Grund des § 11 und des § 14 Abs. 1 des Ge­
setzes über Umzugskostenvergütung der Beamten 
vom 3. Mai 1935 (RGBl. I S. 566) erläßt das Baye­
rische Staatsm inisterium  der Finanzen folgende 
Verordnung:

§ 1
Die Durchführungsverordnung zum Gesetz über 

Um zugskostenvergütung der Beam ten vom 7. Mai 
1935 (RBB S. 40), zuletzt geändert durch Verord-
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nung vom 3. Ju li 1962 (GVB1. S. 110). wird wie folgt 
geändert:
1. Nr. 19 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zuschußgewährung nach § 7 des Gesetzes ist 
insoweit zulässig, als die notwendigen Auslagen 
für das Befördern des Umzugsguts (Nr. 11 Abs. 1) 
die Beihilfe übersteigen.“

2. Nr. 22 Abs. 1 Buchst, b letzter Satz erhält fol­
gende Fassung:
„Zuschußgewährung nach § 7 des Gesetzes ist 
insoweit zulässig, als die notwendigen Auslagen 
fü r das Befördern des Umzugsguts (Nr. 11 Abs. 1) 
die Beihilfe übersteigen.“

3. Nr. 25 Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen.
4. Nr. 25 Abs. 5 erhält die folgenden neuen Sätze 1 

und 2:
„Trennungsentschädigung kann von dem Zeit­
punkt ab gew ährt werden, von dem ab die ge­
setzlichen Voraussetzungen hierfür erfü llt sind, 
jedoch nicht länger als 6 Monate rückwirkend ab 
Antragstellung. Dies gilt entsprechend, wenn nach 
Ablauf der Bewilligungsfrist (Absatz 10) ein An­
trag auf W eiterbewilligung der Trennungsent­
schädigung gestellt w ird.“
Der bisherige Satz 1 wird Satz 3.

§ 2
Diese Verordnung tr itt am 1. Jan u ar 1963 in K raft. 

§ 1 Nr. 1 und 2 findet auch Anwendung auf Um­
züge, die vor diesem Tage begonnen, aber erst an 
diesem Tage oder später beendet wurden.
München, den 29. März 1963

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
I. V. Dr. Franz L i p p e r  t , S taatssekretär

Landesverordnung
zum Schutz gegen die Verbreitung von Tier­
seuchen beim Auftrieb von Tieren auf Ge­
meinschaftsalpen und Gemeinschaftsweiden 

Vom 6. April 1963
Auf Grund des § 17 Nr. 4 und der §§ 18, 21, 23 

und 79 Abs. 2 des Viehseuchengesetzes vom 26. Jun i 
1909 (RGBl. S. 519), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 23. August 1956 (BGBl. I S. 743), in Ver­
bindung m it § 1 derVollzugsverordnung vom 21. April 
1912 (BayBS II S. 152). erläßt das Bayerische S taats­
m inisterium  des Innern folgende Verordnung:

§ 1
(1) Rinder, Schafe und Ziegen dürfen auf Gemein­

schaftsalpen und Gemeinschaftsweiden nur aufge­
trieben werden, wenn sie
1. aus Gehöften kommen, die seit mindestens 

6 Monaten vor dem Tage des Auftriebes frei von 
M aul- und Klauenseuche sind,

2. frühestens 2 Monate und spätestens 3 Wochen 
vor dem Auftrieb mit deutscher trivalenter M aul­
und Klauenseuche-Vaccine geimpft und

3. sofern sie noch nicht dauerhaft gekennzeichnet 
wurden, mit dauerhaften Ohrm arken versehen 
worden sind.

(2) Die Frist von 6 Monaten gilt nicht fü r Tiere, 
die aus Gehöften kommen, deren früherer K lauen­
tierbestand wegen M aul- und Klauenseuche ge­
schlachtet wurde, und die nach Aufhebung der 
Schutzmaßregeln in diesen Gehöften mindestens 
6 Wochen gehalten wurden.

§ 2
Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine und E inhufer 

dürfen auf den von der deutsch-österreichischen 
Grenze durchschnittenen und auf österreichischen 
Alpen und Weiden nur un ter folgenden Vorausset­
zungen gesommert werden:
1. Die Tiere müssen aus dem Regierungsbezirk Ober­

bayern oder Schwaben kommen.

2. Sie müssen mindestens 30 Tage vor dem A uftrieb 
in der H erkunftsgem einde gestanden haben.

3. Rinder, Sdvcfe, Ziegen und Schweine dürfen  nur 
aufgetrieben werden, w enn außerdem
a) die H erkunftsgem einde und ein Um kreis von 

20 km  seit 3 Monaten,
b) das H erkunftsgehöft seit 6 M onaten und
c) der V erladeort seit 40 Tagen
vor dem Alp- und W eideauftrieb frei von M aul­
und Klauenseuche sind.

4. Ferner müssen
a) Rinder, Schafe und Ziegen nach § 1 gegen 

'M aul- und Klauenseuche geimpft sein,
b) R inder aus amtlich anerkannten brucellose­

freien Beständen, Ziegen aus tuberkulosefreien 
Beständen und Schweine aus einer Gemeinde 
kommen, die seit 40 Tagen frei von Schweine­
pest und ansteckender Schweinelähme ist,

c) Schafe und Ziegen aus Grenzbezirken oder 
aus solchen Bezirken kommen, die an diese 
angrenzen.

5. E inhufer müssen aus Gehöften kommen, die in 
den letzten 6 M onaten vor dem A uftrieb frei von 
anzeigepflichtigen Seuchen waren, die auf E in­
hufer übertragbar sind.

§ 3
A m tstierärztliche Bescheinigungen über die Seu­

chenfreiheit, tierärztliche Bescheinigungen über die 
Im pfung und Ursprungszeugnisse sind dem W eide­
inhaber oder seinem Beauftragten beim A uftrieb 
auszuhändigen. Der W eideinhaber hat die Beschei­
nigungen auf der Weide zu verwahren, den zustän­
digen Uberwachungsorganen auf Verlangen vorzu­
zeigen und beim Abtrieb dem Tierbesitzer zurück­
zugeben.

§ 4
Wer dieser Verordnung zuwiderhandelt, unterliegt 

den Strafvorschriften der §§ 74 ff. des Viehseuchen­
gesetzes.

§ 5
Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1963 in K raft. 

Sie gilt bis 31. Dezember 1963.
München, den 8. April 1963

Bayerisches Staatsministerium des Innern
I. V. Dr. W e h g a r t n e r ,  S taatssekretär

Beitragsordnung
der Bayerischen Schlachtviehversicherung 

für den Tätigkeitsbereich Bayern 
Vom 3. April 1963 ,

Auf Grund des Beschlusses des Landesausschusses 
der Bayerischen Schlachtviehversicherung erhält 
Ziffer 2 der Beitragsordnung der Bayerischen 
Schlachtviehversicherung fü r den Tätigkeitsbereich 
Bayern vom 17. Oktober 1962 (GVB1. S. 290) m it 
W irkung vom 1. Mai 1963 folgende Fassung:
2. A u s l a n d t i e r e

a) Der Beitrag für Rinder, die m ittelbar oder
unm ittelbar aus Gebieten außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland in den Tätigkeits­
bereich der Bayerischen Schlachtviehversiche­
rung eiageführt und dort geschlachtet werden 
(Importrind«), beträgt 30,— DM.

b) Der Beitrag fflr Schweine, die m ittelbar oder
unm ittelbar aus Gebieten außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland in den Tätigkeits­
bereich der Bayerischen Schlachtviehversiche­
rung eingeführt und dort geschlachtet werden 
(Importschweine), beträgt 6,— DM.

München, den 3. April 1963
Bayerische Versicherungskammer

In Vertretung
Dr. M a y e r ,  Oberregierungsdirektor
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